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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

in den letzten Wochen haben viele von Ihnen den ver-
dienten Urlaub genossen. Ob Sie nun je nach Ihren Vor-
stellungen Ihre Auszeit vom Berufsalltag zuhause oder
abseits der Heimat verbracht haben: Ich hoffe, Sie konn-
ten gut ausspannen und Ihre Seele etwas baumeln las-
sen, um wieder neue Kräfte zu sammeln.

Während der Ferienzeit, in der in Berlin offiziell politische Sommerpause herrscht,
war die DSTG, Ihre Fachgewerkschaft, in den Medien stark präsent. Der Bundesvor -
sitzende war ein gefragter Ansprechpartner, nachdem einzelne Eckpunkte des Mitte
August paraphierten deutsch-schweizerischen Steuerabkommens bekannt wurden.
Mit dieser Übereinkunft wollen die beiden Staaten einen Schlussstrich unter ein im-
menses Ausmaß an Steuerhinterziehung von hiesigen Steuerpflichtigen mit Konten
in der Schweiz ziehen. Schätzungen gehen von etwa 150 Milliarden Euro hinterzoge-
nen Geldern von Deutschen in der Schweiz aus.

Die DSTG hat die bekannt gewordenen Amnestiepläne heftig kritisiert. Nach unserer
Auffassung wird damit Hinterziehung nicht bekämpft, sondern es werden diejenigen
sogar noch belohnt, die am längsten in der Illegalität ausgeharrt haben. Der gesamte
Verfahrensablauf soll weiter anonym bleiben, es geht nur um natürliche Personen,
und die verlangten Steuersätze sind nicht ausreichend. Besonders grotesk erscheint
uns, dass die Banken nun in die Rolle des deutschen Fiskus schlüpfen sollen. Denjeni-
gen, die sich allzu oft als Helfer der Illegalität entpuppt haben, soll nun auch noch
der Mantel des seriösen Steuereintreibers umgehängt werden! Wir empfinden dies
als Schlag ins Gesicht der ehrlichen Steuerzahler und auch derer, die nachträglich
durch eine Selbstanzeige in die Ehrlichkeit zurückfanden. Unsere Kritik haben wir
nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch in Gesprächen mit Bundesfinanzminis-
ter Dr. Schäuble und seinem Staatssekretär Dr. Beus vorgetragen sowie gegenüber
dem Botschafter der Schweiz in Deutschland, Tim Guldimann, erläutert. Wir sind
nun gespannt, wie sich die Bundesländer im Bundesrat zu diesem Vorhaben stellen
werden.

Das politische Berlin wird in Kürze wieder seinen vollen Betrieb aufnehmen. Die
DSTG wird mit dabei sein, um für Ihre berechtigten Interessen, liebe Kollegin, lieber
Kollege, zu streiten und um dem Prinzip der Steuergerechtigkeit Aufmerksamkeit 
zu verschaffen. Darauf können Sie zählen. Wir sind für Sie da!

Mit herzlichen kollegialen Grüßen

Ihr

Thomas Eigenthaler
Bundesvorsitzender

Editorial>
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Zu einem ersten Meinungs -
austausch und einem persön-
lichen Kennenlernen trafen
sich DSTG-Chef Thomas Eigen -
thaler und Bundesfinanzminis-
ter Dr. Schäuble Ende August 
in Berlin. An der Unterredung
nahmen auch der Leiter der
Steuerabteilung, Dr. Albert 
Peters, sowie Bundesgeschäfts-
führer Rafael Zender teil.

Ein zentrales Thema war das
geplante Deutsch-Schweizer
Steuerabkommen. Der DSTG-
Bundesvorsitzende wiederholte
seine Kritik an den bekannt ge-
wordenen Plänen. Sowohl die
geringe Garantiesumme der
Schweizer Banken wie auch die
Verlagerung von Aufgaben des
deutschen Fiskus auf Schweizer
Banken könne die DSTG nicht
mittragen. Auch die Discount-
Steuersätze des Abkommens
lehne die DSTG im Hinblick auf
den deutschen Höchststeuer-
satz von 42 Prozent ab. Heftig
zu kritisieren sei auch die gerin-
ge Zahl von Auskunftsmöglich-
keiten. Bei rund 570 Finanzäm-
tern entfalle pro Behörde nicht
einmal eine Anfrage pro Jahr.
Ein solches Missverhältnis sei
völlig unangemessen. Auch der
beabsichtigte Verzicht auf den
Ankauf weiterer Steuer-CD so-
wie die geplanten Beschrän-
kungen bei der Auswertung 
bereits gekaufter CDs kamen
sehr kritisch zur Sprache. Eigen -
thaler warb intensiv dafür, 
das Abkommen nachzuver-
handeln. Bislang entstehe un-
ter Fachleuten der Eindruck,
dass die Schweiz viel zu gut
weggekommen sei, zumal es
auch um eine umfassende
Straffreiheit für Beihilfehand-
lungen von Schweizer Bankmit-
arbeitern gehe.

Schäuble entgegnete, dass er
den Teil des Abkommens, der
auf die Zukunft gerichtet ist, 
für gelungen halte. Erkennbar
sei durch die Einführung des 
Instituts des so genannten
„Auskunftsgesuchs“, dass das
Schweizer Bankgeheimnis nun
nicht mehr lückenlos sei. Eine
bessere Regelung für die Ver-
gangenheit sei nicht erzielbar
gewesen, da die Schweiz in kei-
nem Fall bereit gewesen wäre,
das Bankgeheimnis rückwir-

fürchtet Schäuble nicht. Viel-
mehr sei das Steuerabkommen
mit der Schweiz Voraussetzung,
damit Luxemburg und Öster-
reich im Hinblick auf die euro-
päische Zinsrichtlinie ihre ab-
lehnende Haltung im Hinblick
auf den automatischen Infor-
mationsaustausch aufgäben.
Unumstößlich sei, dass der
automatische Informationsaus-
tausch für die Schweiz ein so
genanntes „no go“ sei. Zu be-
rücksichtigen sei ferner auch,

eines Referendums das Schei-
tern der gesamten Überein-
kunft möglich gewesen. Schäu-
ble sagte, dass er das kritische
Hinterfragen durch die DSTG
respektiere, trotz allem aber 
davon ausgehe, dass auch der
Bundesrat seine Zustimmung
zu dem Abkommen erteile. 

Mit dem Bezug auf ein Ge-
spräch der DSTG in Brüssel mit
Dr. Inge Gräßle MdEP und Axel
Voss MdEP zum Thema Um-

kend, also für die Vergangen-
heit, zu lockern. Für die auslän-
dischen Anleger in der Schweiz
gäbe es nunmehr nur die Alter-
nativen, sich entsprechend den
Vorgaben des Abkommens be-
steuern zu lassen, eine Beschei-
nigung des Heimatfinanzamtes
vorzulegen oder das Kapital aus
der Schweiz abzuziehen. Je
nach dem, wohin das Kapital
verlagert werde, berge auch ei-
ne weitere Transferierung in ein
anderes Land ein Entdeckungs-
risiko. 

Mögliche Nachahmungseffekte
in anderen Staaten wie Liech-
tenstein und Österreich be-

dass in der Schweiz Wahlen vor
der Tür stünden und eine Volks-
abstimmung vermieden wer-
den müsse. Nach Veröffentli-
chung des Wortlautes des Ab-
kommens sei er gern bereit, mit
der DSTG in eine vertiefte Dis-
kussion einzusteigen. Ein härte-
res Vorgehen bei den Verhand-
lungen sei nicht möglich gewe-
sen, da man die Akzeptanz der
Schweizer Banken benötige be-
ziehungsweise die Akzeptanz
durch die Schweizer Banken un-
verzichtbare Voraussetzungen
für das Abkommen sei. Bei
Widerstand der Schweizer Ban-
ken wäre aufgrund der Gefahr

satzsteuerbetrugsbekämpfung
erläuterte Eigenthaler die Ver-
besserungswünsche der DSTG.
Steuerabteilungsleiter Dr. 
Peters führte aus, dass Deutsch-
land trotz intensiver Bemü-
hungen Probleme habe, mehr
Sachverhalte in das Reverse-
Charge-Verfahren zu bekom-
men. Dies scheitere am Wider-
stand Frankreichs. Positiv sei
zu bemerken, dass eine Einbe-
ziehung jüngst hinsichtlich des
Handels mit Mobiltelefonen
gelungen sei. Auch sei von
deutscher Seite hinsichtlich
der Bekämpfung des Umsatz-
steuerbetrugs sehr viel gesche-

DSTG-Chef Eigenthaler im Gespräch 
mit Bundesfinanzminister Schäuble
Eigenthaler: Deutschland muss nachverhandeln –
Schäuble: Härtere Verhandlungen mit der Schweiz waren nicht möglich

> V. l. n. r.: Steuerabteilungsleiter Dr. Albert Peters, Bundesfinanzminister Dr. Wolfgang Schäuble, 
DSTG-Chef Thomas Eigenthaler, DSTG-Bundesgeschäftsführer Rafael Zender.
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hen, beispielsweise die Initiie-
rung des Informationssystems
MIA und die Vorantreibung 
der Organisationsstruktur 
EUROFISC. Beim BMF genieße
die Bekämpfung des Umsatz-
steuerbetrugs klare Priorität
vor Forderungen nach einem
stärkeren Bürokratieabbau. Im
Zweifel entscheide man sich
für eine bessere Bekämpfung
des Umsatzsteuerbetrugs, da
der Bürokratieabbau auch an
anderer Stelle effizient weiter
vorangetrieben werden könne.
Eigentaler erläuterte ergän-
zend, dass es der DSTG um ei-
ne verpflichtende Datenbank
gehe, dieser Forderung jedoch
oftmals mit dem Argument
begegnet würde, eine solche
internationale Datenbank kön-
ne ausspioniert werden und
dadurch Wettbewerbsverzer-
rungen hervorrufen.

Zu dem weiteren Schicksal des
Steuervereinfachungsgesetzes
2011 wurde mitgeteilt, dass
ein Kabinettsbeschluss zur An-

rufung des Vermittlungsaus-
schusses vorbereitet worden
sei. Vermutlich komme es zu ei-
nem Verzicht auf die auch von
der DSTG stark kritisierte Zwei-
Jahres-Steuererklärung. Eigen -
thaler brachte nochmals als Al-
ternativvorschlag für die Zwei-
Jahres-Steuererklärung die Gel-
tung von Freibeträgen für zwei
bis drei Jahre zur Sprache, was
als kluger Vorschlag seitens des
BMF eingestuft wurde. Eigen -
thaler konnte berichten, er ha-
be nahezu von vielen Seiten
positive Resonanz für seinen
Freibetragsvorschlag erfahren. 

Zum BFH-Urteil über die Ab-
setzbarkeit der Ausbildungs-
kosten warnte Eigenthaler da-
vor, dass eine solche Regelung
im Finanzamt immensen Ar-
beitsaufwand mit sich bringen
werde. Schäuble stellte klar,
dass es keinen Nichtanwen-
dungserlass geben werde. Man
wolle so rasch zu einer gesetz-
lichen Regelung kommen,
auch um die Steuerverwaltung

mit dem Problem nicht allein
zu lassen. Eigenthaler nannte
als möglichen Lösungsvor-
schlag einen Pauschalbetrag
mit Abgeltungswirkung, ge-
staffelt nach der Studienzeit,
aber begrenzt auf die Regel-
studienzeit. Dieser Pauschbe-
trag könne steuerlich im ers -
ten Jahr der Berufsaufnahme
geltend gemacht werden. So
vermeide man komplizierte
Einzelfallprüfungen.

Abteilungsleiter Dr. Peters kün-
digte an, man wolle die Neure-
gelung der Ausbildungskosten
im EU-Beitreibungsrichtlinien-
gesetz mittransportieren. Auf
jeden Fall werde die gesetzli-
che Regelung zum 1. Januar
2012 in Kraft treten. 

Außerdem bekräftigte Finanz-
minister Schäuble, man werde
Steuersenkungen auf die kalte
Progression begrenzen. Mit der
gesetzlichen Neuregelung der
Ausbildungsfreibeträge sei
man von dem Volumen her
dann bei den von Unionsfrak-

tionschef Kauder angekündig-
ten sechs Milliarden Euro.

Bei der zum Stillstand gekom-
menen Diskussion um den Ka-
talog der ermäßigten und re-
gulären Umsatzsteuersätze ist
es nach Ansicht von Schäuble
durchaus sinnvoll, nur einen
einheitlichen Steuersatz vorzu-
sehen. Der Wegfall von ermä-
ßigten Umsatzsteuersätzen
und die dann mögliche Absen-
kung des allgemein gültigen
Steuersatzes auf eine Höhe von
16 bis 17 Prozent sei eine denk-
bare Vereinfachung. Neben der
Ankündigung, den konstrukti-
ven Gedankenaustausch mit
der DSTG fortzuführen und der
Zusage, bei nicht unabdingbar
entgegenstehenden termin-
lichen Verpflichtungen gern als
Gastredner am nächsten Steu-
er-Gewerkschaftstag in Müns -
ter bei der öffentlichen Veran-
staltung am 13. Juni 2012 teil-
zunehmen, verständigte man
sich darauf, den Dialog weiter
zu vertiefen. �

Die DSTG-Analyse der Schwach-
stellen des geplanten Deutsch-
Schweizer Steuerabkommens,
die von den Medien stark auf-
gegriffen wurde, war Anlass für
die Initiative des Schweizer Bot-
schafters, einen Meinungsaus-
tausch in der Bundesgeschäfts-
stelle zu führen. Zunächst er-
läuterte Botschafter Tim Guldi-
mann, in den letzten zehn Jah-
ren sei wohl deutlich geworden,
dass Steuerarbitrage nicht das
Geschäftsmodell der 320
Schweizer Banken sei. In der
Schweiz wolle man nicht mit
unversteuertem Geld ausländi-
scher Anleger arbeiten. 

Allerdings bat der Botschafter
in der gesamten Diskussion um

Verständnis für eine Schweizer
Besonderheit, nämlich den
Schutz der Diskretion der Pri-
vatsphäre und des Bankenge-
heimnisses, der in seinem Land
als besonders hohes Rechtsgut
angesehen werde.

Das Grundproblem bestehe
darin, dass sich deutsche Bür-
ger ihren steuerlichen Pflich-
ten in Deutschland in unter-
schiedlichem Umfang entzie-
hen würden und entzogen hät-
ten. Die Vergangenheit könne
nicht vollständig aufgearbeitet
werden, allerdings sehe das
Deutsch-Schweizer Abkom-
men für die Zukunft eine prag-
matische Lösung vor. DSTG-
Chef Thomas Eigenthaler er-

läuterte, von Seiten der DSTG
sei klar kommuniziert worden,
dass die Anlage deutschen Ka-
pitals im Ausland per se völlig
legitim sei, solange die Besteu-
erung in Deutschland erfolge.
Bei der aktuellen Übereinkunft
gehe es jedoch um Sachverhal-
te, in denen sich die Anleger
aus Deutschland bisher ihren
steuerlichen Pflichten in
Deutschland entzogen hätten.
Vor diesem Hintergrund seien
auch die Amnestien der letz-
ten Jahre kontraproduktiv ge-
wesen, weil die Erwartung ge-
weckt werde, man könne sich
immer noch zu einem späteren
Zeitpunkt irgendwie aus sei-
nen steuerlichen Verpflichtun-

gen herauswinden. Die Be -
steuerung für die Zukunft mit
einer Abgeltungsteuer in Höhe
der deutschen Abgeltungsteu-
er sah Guldimann als gute Lö-
sung an.  Die Besteuerung der
Sachverhalte aus der Vergan-
genheit mit Steuersätzen in
Höhe zwischen 19 und 34 Pro-
zent wollte er nicht als Am -
nestie gewertet wissen. Eig-
enthaler wies auf Probleme
der Steuerberater hin, die ih-
ren Mandanten in der Vergan-
genheit zu der Inanspruchnah-
me der angebotenen Amnestie
geraten hätten und die nun-
mehr von ihren Mandanten
mit der Tatsache konfrontiert
würden, dass dreistere Hinter-

Schweizer Botschafter Tim Guldimann warnt 
vor „Abschleichen“ von Kapital nach Singapur
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zieher, die keinen Gebrauch
von der Amnestie gemacht ha-
ben, nunmehr in den Genuss
einer so genannten Discount-
Besteuerung kämen. 

Botschafter Guldimann bedau-
erte, dass er das zwar ratifizier-
te, aber noch nicht rechtswirk-
sam gewordene Abkommen
aus Vertraulichkeitsgründen
nicht näher erläutern könne. 
Er sichere jedoch zu, dass auch
das Problem der Versicherun-
gen (Insurance Wrapping) an-
gesprochen sei. Der Botschaf-
ter ergänzte, auch Deutsch-
land müsse wie die Schweiz
ein Interesse daran haben,
dass die Vermögen nicht nach
Singapur abwanderten, wo sie
für den deutschen Fiskus uner-
reichbar seien. Zu der Struktur
der Anleger in der Schweiz
führte er aus, dass es zum ei-
nen um die Gruppe alter Fami-
lienvermögen gehe, bei deren
Anlage die Diskretion im Vor -
dergrund gestanden habe.
Zweite Gruppe seien Mittel-
ständler, die einen Teil des Gel-
des in der Schweiz angelegt
hätten. Diese Gruppen seien
per se nicht potenzielle Aus-
wanderungskandidaten nach
Singapur. Dritte Gruppe seien
die Finanzjongleure, die wahr-

scheinlich am ehesten nach
Singapur abwandern würden. 

Die Schweizer Banken würden
jedoch nicht bei einem „Ab-
schleichen“ nach Singapur be-
hilflich sein. 

Auf Nachfrage Eigenthalers
wurden von Schweizer Seite
Einzelheiten des Abkommens
mitgeteilt, die nicht der Ge-
heimhaltung unterliegen. So
könne sich der Kunde entschei-
den, ob er für die Vergangen-
heit entsprechend dem für ihn
einschlägigen „Steuerfach“ be-
steuert werde oder sein Kapi-
tal abziehe. Wenn er sich nicht
äußere, werde er automatisch
eingeteilt und besteuert. Da-
bei gebe es keinen Interpreta-

tionsspielraum, sondern die
Merkmale für die Einteilung in
die Steuerfächer ständen fest.
Botschafter Guldimann er-
innerte an dieser Stelle, dass
der damit befasste Schweizer
Staatssekretär von Beruf Ma-
thematiker und damit entspre-
chende Kompetenz vorhanden
sei. Wenn sich ein Anleger ge-
gen eine Besteuerung nach
dem vorgesehenen System
ausspreche und sein Geld aus
der Schweiz abziehen wolle,
sei dies nach wie vor möglich,
jedoch mit Entdeckungsrisiken
verbunden.

Der angesprochene automati-
sche Informationsaustausch
sei in der Schweiz keinesfalls
politisch durchsetzbar, urteilte

der Botschafter über entspre-
chende Forderungen. Zudem
sei zu überlegen, dass die
Überflutung mit Daten, ohne
dass man damit etwas anfan-
gen könne, wenig effizient sei.
Auf Nachfrage von Thomas
Eigenthaler wurde von Schwei-
zer Seite erläutert, dass es bei
der Inanspruchnahme der Be-
steuerung für die Vergangen-
heit eine Art „Amnestiezeug-
nis“ gebe. 

Ebenfalls auf Nachfrage erläu-
terte der Schweizer Botschaf-
ter, dass Nachverhandlungen
nicht vorgesehen, aber auch
nicht zweckmäßig seien. Das
Besteuerungsabkommen sehe
dynamische Elemente vor, die
Nachverhandlungen  nach sei-
ner Meinung nicht als erfor-
derlich erscheinen lassen. So-
wohl von Schweizer als auch
von Deutscher Seite sei man
bemüht, die Regelung so
schnell als möglich über die
Bühne zu bringen. Guldimann
bekräftigte zum Abschluss des
Gespräches seine Bereitschaft,
der DSTG bei Fragen jederzeit
gern zur Verfügung zu stehen
und auch nach der Veröffentli-
chung des Vertragstextes wei-
ter im Meinungsaustausch
bleiben zu wollen. �

Zu einem Meinungsaustausch

über die steuerpolitischen Vor-

haben und Planungen der

Bundesregierung traf DSTG-

Chef Thomas Eigenthaler 

mit dem Staatssekretär im

Bundesministerium der Finan-

zen, Dr. Hans Bernhard Beus,

zusammen. Im Mittelpunkt

des Gesprächs standen aus ak-

tuellem Anlass das Schweizer

Steuerabkommen sowie das

neue BFH-Urteil zur erweiter-
ten Absetzbarkeit von Ausbil-
dungskosten. 

Im Hinblick auf das ratifizierte
Deutsch-Schweizer Besteue-
rungsabkommen bat Dr. Beus
um Verständnis dafür, dass
wegen der zwischen den Ver-
handlungspartnern vereinbar-
ten Vertraulichkeit zunächst
nur die von der DSTG aufge-
worfenen Fragestellungen in

pauschaler Weise erörtert
werden könnten. Die Vertrau-
lichkeit des Abkommens, das
beschleunigt in Kraft gesetzt
werden soll, sei deshalb ver-
einbart worden, um die Wirk-
samkeit vorgesehener Maß-
nahmen nicht zu beeinträch -
tigen. 

Das Interesse des deutschen
Staates an dem Abkommen
wurde damit begründet, man

müsse sich vergegenwärtigen,

dass jedes Jahr Steueransprü-

che gegen deutsche Anleger

verjähren. Einen Königsweg

für die Durchsetzung der Be-

steuerungsansprüche für die

Vergangenheit gebe es nicht,

erreicht werden könne aber 

eine bessere Besteuerung der

Kapitalerträge in der Zukunft.

Die begleitend vorgesehene

Möglichkeit von 999 Aus-

> Der amtierende Botschafter der Schweiz in Berlin, Tim Guldimann (Mitte),
kam am 18. August 2011 in der Bundesgeschäftsstelle zu einer Analyse
des Deutsch-Schweizer Steuerabkommens mit DSTG-Chef Thomas Eigen -
thaler (r.) und Bundesgeschäftsführer Rafael Zender zusammen.

BMF verteidigt Abkommen mit der Schweiz:

Jedes Jahr verjähren Steueransprüche
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kunftsgesuchen an die
Schweiz in zwei Jahren hielt
die DSTG bei einer Gesamtzahl
von 575 Finanzämtern für viel
zu gering. Das Instrument des
Auskunftsgesuchs sieht die
Möglichkeit vor, bei entspre-
chenden Anhaltspunkten ab-
zufragen, ob und welche
Bankverbindungen ein deut-
scher Steuerbürger in der
Schweiz hat. Die Anzahl der
Steuerpflichtigen, für die eine
solche Anfrage konzipiert sei,
falle relativ gering aus. Die
Steuerung der Befragung solle
über das BZSt erfolgen. Es
würden zentrale Kriterien er-

versicherungsproblematik in
die Vereinbarung mit einge-
flossen sei. Zudem habe man
sich an den international ak-
tuell stärksten Standards
orientiert, um den tatsächlich
wirtschaftlich Berechtigten
identifizieren zu können. Ei-
nigkeit bestand in dem Ge-
spräch zwischen Beus und Eig-
enthaler, dass für die Kollegen
in den Ländern zeitliche Frei-
räume geschafft werden müs-
sen, um die Auskunftsgesuche
starten zu können. 

Staatssekretär Beus sagte ei-
ne umfassendere Information
der DSTG unmittelbar nach In-

arbeitet werden, nach denen
die Kollegen in den Finanzäm-
tern entsprechende Aus-
kunftsgesuche stellen könn-
ten. Beus argumentierte, man
habe eher die Sorge, dass die
Anzahl von 500 Auskunftsge-
suchen pro Jahr nicht ausge-
schöpft würde. Eigenthaler
zeigte sich angesichts dieses
komplizierten Verfahrens über
das BZSt eher skeptisch, dass
die Akzeptanz vor Ort in den
Finanzämtern ausgeprägt sein
werde.  Seitens des BMF wur-
de bestätigt, dass auch die von
der DSTG angemahnte Lebens-

krafttreten des Abkommens

zu, um die Akzeptanz bei den

mit der Umsetzung vor Ort

befassten Mitarbeitern der

Steuerverwaltung zu steigern. 

Das BFH-Urteil zur erweiter-

ten Absetzbarkeit von Ausbil-

dungskosten schätzt das BMF

auf voraussichtlich 1,5 Milliar-

den Euro Mindereinnahmen

pro Jahr. Die genaueren Aus-

wirkungen müsse man zu-

nächst noch analysieren, um

Entscheidungen über das wei-

tere politische Vorgehen tref-

fen zu können. �

> Die DSTG im Meinungsaustausch mit Staatssekretär Dr. Hans Bernhard
Beus (2. v. l.).
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Der Anfang Juni 2011 neu ge-
wählte DSTG-Bundesvorsitzende
Thomas Eigenthaler nahm auf
Einladung des DSTG-Landesver-
bandes Hessen an einer Sitzung
des Landeshauptvorstandes teil.
Das Gremium tagte im moder-
nen Studienzentrum der Finanz-
verwaltung und der Justiz in Ro-
tenburg an der Fulda, das beste
Tagungsbedingungen bietet.

Nach einer kurzen persönlichen
Vorstellung zollte der Bundes-
vorsitzende den Delegierten
Respekt und Anerkennung für
ihre wichtige Arbeit vor Ort und
sicherte die jederzeitige Unter-
stützung des Berliner Dachver-
bandes zu. Eigenthaler stellte
den „guten hessischen Geist“ in
der DSTG-Familie besonders her-
aus und betonte das hohe und

kontinuierliche Niveau gewerk-
schaftlicher Arbeit in Hessen. 

In einem Grundsatzreferat vor
den Delegierten skizzierte der
Bundesvorsitzende die Schwer-
punkte seiner künftigen Arbeit.
Eigenthaler kritisierte die von
Jahr zu Jahr zunehmende Ar-
beitsbelastung sowohl im In-
nen- wie im Außendienst. Der
steigende Arbeitsdruck mache
vielen Beschäftigten immer
mehr zu schaffen. Hinzu kom-
me, dass die Arbeit des Finanz-
personals völlig ungenügend be-
wertet werde. Es könne nicht
sein, dass immer komplexere
Steuererklärungen zu bearbei-
ten seien, während die Beschäf-
tigten zu Beginn im mittleren
Dienst mit einer A 6- und im ge-
hobenen Dienst mit einer A 9-

Bezahlung abgespeist würden.
Mit einer solchen Einstufung
würden die Leistungen dieser
Beschäftigten nicht ausreichend
gewürdigt. Zudem laste ein per-
manenter Fortbildungsdruck auf
den Mitarbeitern, der sich im
Gehalt nicht widerspiegele. Der
Bundesvorsitzende forderte aber
neben einer leistungsgerechten
Bezahlung auch persönliche
Wertschätzung und Anerken-
nung für das Personal ein. Allzu
oft nehme man nach dem Mot-
to „Nicht geschimpft ist gelobt
genug“ die guten Leistungen als
selbstverständlich hin. Gut mo-
tiviertes Personal, das sich wert-
geschätzt fühle, sei aber der
Schlüssel für die Zukunft.

Zuvor hatte der DSTG-Landes-
vorsitzende Michael Volz heftige

Kritik an der Absicht der hessi-
schen Landesregierung geübt,
den diesjährigen Tarifab-
schluss weder zeit- noch in-
haltsgleich auf die Beamten-
schaft zu übertragen. Er be-
kräftigte die Inhalte der „Wies-
badener Erklärung“ der DSTG
Hessen vom 5. Juli diesen Jah-
res, in der diese Ungerechtig-
keit bereits auf das Schärfste
verurteilt worden war. Volz
führte unter dem Beifall der
Delegierten aus, man sei nicht
bereit, diese Verweigerungs-
haltung der Landesregierung
hinzunehmen, zumal auch
noch sehr unterschiedliche
Wochenarbeitszeiten zwischen
Tarifpersonal und Beamtinnen
und Beamten bestünden. Die
DSTG fordere daher gleiches
Geld für gleiche Arbeit. Die
hessischen Beamtinnen und
Beamten könnten sonst zu
„Wutbürgern“ werden, warnte
Volz in einem engagierten Ap-
pell. Die „Wiesbadener Erklä-
rung“ wurde von dem 80-köp-
figen Gremium, sozusagen
stellvertretend für rund 6 000
Beschäftigte, nochmals aus-
drücklich bekräftigt und zur
Grundlage für das weitere poli-
tische Vorgehen erhoben. �

In Nachfolge des FDP-Politikers
Dr. Volker Wissing wurde Dr. 
Birgit Reinemund (FDP) zur neu-
en Vorsitzenden des Bundestags-
Finanzausschusses gewählt. Auf-
gabe des aus 37 Mitgliedern be-
stehenden Bundestags-Finanz-
ausschusses ist es, Gesetzent-
würfe, Anträge, Berichte, Ent-
schließungen sowie Vorlagen der
europäischen Union, insbeson-
dere aus dem Bereich Steuerpoli-
tik, federführend zu beraten und

Beschlussempfehlungen an den
Bundestag zu geben.

Für die Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft in Berlin ist der Bundes-
tags-Finanzausschuss ein wichti-
ger Ansprechpartner, über den
die DSTG bei den Expertenanhö-
rungen ihren steuerrechtlichen
Sachverstand in die Steuerge-
setzgebung einfließen lässt.

Mit seiner Gratulation und den
besten Wünschen verband

DSTG-Chef Thomas Eigentha-
ler das Angebot, die stets 
konstruktive und fruchtbare
Zusammenarbeit mit der 
neuen Vorsitzenden Dr. Birgit
Reinemund fortzusetzen. 
Dr. Birgit Reinemund, Jahr-
gang 1959, stammt aus
Mannheim und war zuletzt
Geschäftsführerin und Gesell-
schafterin eines Unterneh-
mens im Bereich der Nach-
richtentechnik. �

>

Der Bundesvorsitzende
bei seinem engagierten
Referat.

> Die neue Vorsitzende des
Bundestags-Finanzausschusses
Dr. Birgit Reinemund, MdB.

Bundesvorsitzender besucht die DSTG Hessen

Leistungsgerechte Bezahlung eingefordert

Vorsitz im Finanzausschuss wechselt – DSTG gratuliert
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Auf Einladung des rheinland-
pfälzischen Landesverbandes
nahm der Bundesvorsitzende
der DSTG, Thomas Eigenthaler,
Mitte August an einer Sitzung
des Landeshauptvorstandes
teil. Die 60 Delegierten hatten
sich in Kaiserslautern versam-
melt, um vor allem die kriti-
sche Position der DSTG gegen
die geplanten Sparbeschlüsse
der neu gewählten Mainzer
Landesregierung abzustecken.
Der Bundesvorsitzende wurde
von seinem im Juni neu ge-
wählten Stellvertreter Torsten
Schlick begleitet, der zugleich
stellvertretender Landesvorsit-
zender in Rheinland-Pfalz so-
wie Chef der DSTG-Jugend ist. 

Nach einer Begrüßung durch
den Landesvorsitzenden der
DSTG Rheinland-Pfalz, Stefan
Bayer, ging der Bundesvorsit-
zende in einem Grundsatzre-
ferat auf aktuelle Themen
aus Sicht des Berliner Dach-
verbandes ein. Eigenthaler
sprach sich dabei gegen die
aus seiner Einschätzung her-

aus verfehlte Forderung nach
pauschalen Steuersenkungen
aus, weil die dem Staat da-
durch entgehenden Einnah-
men anschließend auf dem
Rücken des öffentlichen Diens -
tes wieder eingespart würden.
Dieses Spiel, so Eigenthaler,
zunächst das Geld zu ver-
schenken, um sich dann über
Sonderopfer des öffentlichen
Dienstes wieder schadlos zu
halten, kenne man nun seit
der Föderalismusreform 2006
zur Genüge. 

Heftige Kritik übte der Bun -
desvorsitzende an den be-
kannt gewordenen Plänen 
für ein Steuerabkommen 
zwischen der Schweiz und
Deutschland. Er bezeichnete
es als Schlag ins Gesicht der
ehrlichen Steuerzahler, wenn
nun diejenigen, die am längs -
ten in der Steuerillegalität
ausgeharrt hätten, einen be-
sonderen Steuerbonus und
Straffreiheit bekämen. Es han-
dele sich um einen regelrech-
ten Ablasshandel, der in völli-

ger Anonymität stattfinde.
Banken, die gestern noch
Hinterziehern in unmorali-
scher Weise geholfen hätten,
würden nun in den Rang von
Steuereintreibern erhoben.
Dies sei ein Ausverkauf deut-
scher Hoheitsrechte. So werde
„der Bock zum Gärtner“ ge-
macht. Eigenthaler wandte
sich auch scharf gegen die 
Absicht, künftig keine Steuer-
CDs mehr anzukaufen. 

Die Sitzung des Landeshaupt-
vorstandes in Kaiserslautern
war geprägt durch die Ableh-
nung der beabsichtigten Ein-
sparungen der neu gewählten
Landesregierung. Nach Regie-
rungsplänen soll im öffent-
lichen Dienst die lineare An-
passung der Beamtenbezüge
von 2012 bis 2016 bei einem
Prozent gedeckelt werden.
Zwischenzeitlich wurde be-
kannt, dass es der DSTG ge-
lang, wenigstens für untere
Besoldungsgruppen einen So-
ckelbetrag (17 Euro) zu erwir-
ken. Diese Vorab-Erklärung,

die Tarifergebnisse fünf Jahre
lang nicht Eins-zu-Eins über-
nehmen zu wollen, stieß auf
die einhellige Kritik der Dele-
gierten. Eine Abkoppelung
vom Tarifbereich nach unten
lehnt die DSTG strikt ab. Fer-
ner soll es zu einer Anhebung
der Altersgrenzen für den Ein-
tritt in den Ruhestand sowie
zu Einschnitten bei der Beihil-
fe kommen. Mit Unverständ-
nis wurde auch registriert,
dass die von den Beschäftig-
ten erbrachte Versorgungs-
rücklage von rund 350 Millio-
nen Euro aufgelöst und zur
Haushaltskonsolidierung ver-
wendet werden soll.

Bundesvorsitzender und
Bundesleitung der DSTG
unterstützen den Landesver-
band bei seinem energischen
Eintreten gegen diese Be-
schlüsse. Das schlechte Bei-
spiel von Rheinland-Pfalz dür-
fe in der Republik nicht Schule
machen, sagte Eigenthaler
eindringlich am Ende seines
Beitrages. �

Heftige Kritik an 
Sparbeschlüssen in 
Rheinland-Pfalz
Bundesvorsitzender Eigenthaler besucht Landeshauptvorstand in Kaiserslautern

> Die Teilnehmer des DSTG-Landeshauptvorstandes Rheinland-Pfalz.
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> Nachruf

Trauer in Baden-
Württemberg um 
Franz Müller

Die Deutsche Steuer-Ge-
werkschaft trauert um
den langjährigen Ehren-
vorsitzenden des Bezirks-
verbandes Freiburg

Franz Müller
der am 3. Juli 2011, wenige Monate vor seinem 
96. Geburtstag, verstorben ist.

In den über 60 Jahren seiner Mitgliedschaft beklei-
dete er viele Ämter und Funktionen, zunächst im
Bund Deutscher Steuerbeamten und später in der
Deutschen Steuer-Gewerkschaft.

Franz Müller war von 1963 bis 1981 Vorsitzender
des damaligen Bezirksverbandes Südbaden, später
Freiburg, Mitglied des Bundesvorstandes und des
Bundeshauptvorstandes der DSTG und in verschie-
denen Gremien des Beamtenbundes Baden-Würt-
temberg.

Von 1974 bis zu seiner Pensionierung im Jahr 1980
war er Vorsitzender des Bezirkspersonalrates bei
der damaligen Oberfinanzdirektion Freiburg und
Mitglied des Hauptpersonalrates beim Finanzmi-
nisterium Baden-Württemberg.

1981 wurde er in Anerkennung seiner hohen Ver-
dienste um die Deutsche Steuer-Gewerkschaft
vom Landesverband zum Ehrenmitglied und vom
Bezirksverband Freiburg zu dessen Ehrenvorsitzen-
den ernannt.

In Würdigung seiner langjährigen erfolgreichen
Tätigkeit in Gewerkschaft und Personalvertretung
wurde Franz Müller 1980 mit dem Bundesver-
dienstkreuz Erster Klasse des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutschland ausgezeichnet.

Die DSTG wird Franz Müller stets ein ehrendes 
Andenken bewahren. �
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Nachdem der Bundesrat das
Gesetz zur steuerlichen Förde-
rung von energetischen Sanie-
rungsmaßnahmen an Wohn-
gebäuden vorerst gestoppt
hat, bekräftigt DSTG-Bundes-
vorsitzender Thomas Eigentha-
ler seine Forderung, energeti-
sche Gebäudesanierungsmaß-
nahmen über eine direkte För-
derung zu unterstützen. 

Der Vermittlungsausschuss
von Bundestag und Bundesrat
ist jetzt am Zug, einen Kom-
promissvorschlag für das Ge-
setzesvorhaben zu suchen, das
für Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Energiebilanz bei Ge-
bäuden erhöhte steuerliche
Abschreibungen vorsah. 

Der Gesetzentwurf ist neben
dem Maßnahmenpaket zur
Steigerung des Anteils erneu-
erbarer Energien an der Strom -
erzeugung ein weiterer Bau-
stein der von der Bundesregie-
rung beschlossenen Energie-
wende, die den Atomausstieg
bis Ende des Jahres 2022 zum
Ziel hat. Der Gesetzentwurf
sieht deshalb steuerliche An-
reize für eine energetische Ge-
bäudesanierung vor, um Ener-
gieeinspareffekte zu realisie-
ren und damit einen Beitrag
zur Verminderung des CO2-
Ausstoßes zu leisten.

Gesetzesvorhaben 
erreicht nur wenige
Wohnungseigentümer

Notwendig für die Qualitäts-
verbesserung der Luft ist je-
doch, dass eine möglichst gro-
ße Anzahl von Wohnungsei-
gentümern energetische Mo-
dernisierungsmaßnahmen an
ihren Wohngebäuden freiwillig
durchführt, denn eine rechtli-
che Verpflichtung besteht da-
zu nicht. 

Dieses hohe politische Ziel ei-
ner geringeren Umweltbelas-

>

tung werde mit einer direkten
und zielgenaueren Förderung
energetischer Sanierungsmaß-
nahmen wirkungsvoller er-
reicht, als über den indirekten
Weg des Steuerrechts, argu-
mentiert DSTG-Chef Eigentha-
ler. Bereits heute gebe es För-
derungsprogramme der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau
(KfW) für bauliche Maßnah-
men zur Energieeinsparung
und Minderung des CO2-Aus-
stoßes, die sich im Wesent-
lichen mit den geplanten Vor-
aussetzungen zur steuerlichen
Förderung decken würden. 

Diese Programme sollten nach
Ansicht der DSTG erweitert
und finanziell aufgestockt
werden, denn damit lassen
sich – anders als über die För-
derung mit steuerlichen Ver-
günstigungen – mit zielgenau-
eren und ausgewogenen Hil-
fen weitaus mehr Wohnungs-
eigentümer erreichen. 

Kritisch merkt Eigenthaler an,
dass eine steuerliche Förde-
rung wegen des progressiven

Steuersatzes sich sehr unter-
schiedlich auswirke. Im unte-
ren Einkommensbereich füh-
ren die steuerlichen Vergünsti-
gungen zu fast keiner Entlas-
tung, während sich im Höchst-
steuersatzbereich mit der
Steuerrückzahlung eine nahe-
zu hälftige Amortisation erge-
ben würde. Dieses Resultat sei
ungerecht und wegen ver-
gleichbarer Sanierungsauf-
wendungen nicht nachvoll-
ziehbar, macht der DSTG-Chef
deutlich. Bei einer direkten
Subvention oder Förderung
könnten hingegen Durch-
schnitts- und Spitzenverdie-
ner in gleicher Weise an den
Vergünstigungen partizipie-
ren. In diesem Zusammen-
hang erinnert Eigenthaler 
an die Abwrackprämie, die 
solche unsoziale Verwerfun-
gen nicht kannte und sich
rückblickend als Erfolgsmo-
dell erwiesen hat. 

Wie auch der Bundesrat schlägt
die DSTG vor, über eine Zula-
genregelung sicherzustellen,
dass jeder Steuerpflichtige, der
die gesetzlichen Anspruchsvor-
aussetzungen erfüllt, gleicher-
maßen entlastet wird. 

Länder befürchten
Steuerausfälle

Der Bundesrat hat das Geset-
zesvorhaben auch deshalb ge-
stoppt, weil die Länder durch
die erweiterten Abschrei-
bungsmöglichkeiten spürbare
Steuerausfälle befürchten. Die
Einnahmeausfälle sollen sich
nach dem Finanztableau des
Gesetzentwurfs auf rund 1,5
Milliarden Euro jährlich belau-
fen, die Länder müssten davon
rund 900 Millionen Euro stem-
men. Dies wird von der Länder-
kammer mit Berufung auf die
2020 wirksame Schuldenbrem-
se abgelehnt. 

>

Die Länder kritisieren ferner,
dass dieses Fördervolumen
nicht ausreichen würde, um
tatsächlich eine Sanierungs-
quote von zwei Prozent jähr-
lich zu erreichen. 

Keine Subventions -
vorschriften ins 
Steuerrecht

Die DSTG plädiert mit Nach-
druck für eine Energiesparprä-
mie. Die energetische Gebäu-
desanierung müsse vom Fi-
nanzamt ferngehalten werden,
denn das deutsche Einkom-
mensteuerrecht ist schon jetzt
von zahlreichen Lenkungs- und
Subventionsvorschriften durch-
zogen, kritisiert Eigenthaler die
Grundrichtung des Gesetzes-
vorhabens. Außerdem würden
die geplanten Paragrafen 7 e
und 10 k EStG so spezielle An-
forderungen aufweisen, dass
der Nachweis der Sanierung
nur durch die Bescheinigung
einer sachkundigen Person im
Sinne von § 21 Energieeinspar-
verordnung geführt werden
könne.

Das Finanzamt sei nicht der
richtige Ort zur Überprüfung
von Gebäudesanierungsmaß-
nahmen. Der von der Politik
eingeschlagene vermeintlich
einfache Weg, mit Steuern zu
steuern, müsse endlich aufhö-
ren. Die Kolleginnen und Kolle-
gen in den Finanzämtern seien
schon jetzt genug belastet.
Fachfremde Probleme dürften
nicht weiter auf dem Rücken
der Steuerbeamtinnen und 
-beamten ausgetragen wer-
den, mahnte DSTG-Chef Eigen -
thaler in Richtung Politik. 

Eine als Subvention ausgestal-
tete Direktförderung sei des-
halb ehrlicher, zielgerichteter
und vor allem gerechter. �

>

Eigenthaler: Gebäudesanierung mit Energie-
sparprämie statt Steuervergünstigung fördern
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Gemeinsam Gemeinsam 
   Ziele erreichen   Ziele erreichen

Jedes neue Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft …

… ist ein Pluspunkt für den dbb,
weil jede neue Stimme unseren Dachverband stärkt. Der dbb vertritt er-
folgreich die Interessen von über 1,3 Millionen Mitgliedern. Überzeugen Sie 
daher Ihre Kolleginnen und Kollegen von unseren Aufgaben und Zielen und 
werben Sie neue Mitglieder für Ihre Fachgewerkschaft!

Jedes neue Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft …

… ist ein Pluspunkt für Sie,
weil Sie Wertschecks sammeln! Für jedes neu geworbene Mitglied erhalten 
Sie im Aktionszeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 einen Wert-
scheck.

Werbeprämien waren gestern …
… für Sie heißt es „freie Auswahl“ mit den BestChoice-Wertschecks 
bei über 200 Partnerfi rmen mit über 25 000 Filialen. Elektronik und 
Möbel, Reise und Sport, Well ness und Mode, Unterhaltung und 
Gastronomie; für jeden ist etwas dabei. Und wenn Sie Ihre Wert-
schecks bei Partnern der dbb vorteilswelt einlösen (unter anderem 
leonardo.de, neckermann.de, myToys.de, damenausstatter.de oder 
fahrrad.de) erhalten Sie zusätzlich noch satte Rabatte beim Einkaufen.

Zusatzchance für Sie!
Wir verlosen am Ende der Aktion 2011 unter allen 
Werbern ein Apple iPad der neuesten Generation.

  Machen Sie mit!

Wertschecks und Infos anfordern bei:
dbb beamtenbund und tarifunion

Friedrichstraße 169/170 • 10117 Berlin

Tel. 030.4081-5503 • Fax 030.4081-5599 

werbeaktion@dbb.de

Mitgliederwerbung 2011_langDIN.indd   1 25.01.11   10:16

Auch in diesem Jahr führt der dbb beam-
tenbund und tarifunion in der Zeit von Ja-
nuar bis Dezember eine Mitgliederwerbe-
aktion durch, die diesmal unter dem Mot-
to „Gemeinsam Ziele erreichen“ steht.
Seit Januar 2010 hat der dbb seine Wer-
beaktionen von dem bekannten Bonus-
punktesystem auf ein Wertschecksystem
umgestellt. Das neue System macht die
Werber/-innen flexibler in der Prämien-
auswahl, unabhängig von dem relativ
knappen Prämienkatalog und bietet indi-
viduelle Einlösungsmöglichkeiten bei
über 200 Firmen mit mehr als 25 000 Fili-
alen bundesweit. Außerdem können die
Wertschecks über einen längeren Zeit -
raum gesammelt werden, da die Wert-
schecks ab Ausstellungsdatum drei Jahre
gültig bleiben.

Die Mitgliedsverbände teilen der DSTG-
Bun desgeschäftsstelle regelmäßig alle
neu geworbenen Mitglieder sowie die
Werber/-innen mit. Die Bundesgeschäfts-
stelle leitet die Meldebögen an den dbb
weiter, der wiederum die entsprechenden
Wertschecks den Werberinnen und Wer-
bern zukommen lässt. Nach Abschluss der
Werbeaktion werden die besten Werbe -
rinnen und Werber und glücklichen Ge-
winner der Bargeldpreise ermittelt. Der
Rechtsweg ist bei dieser Mitgliederwer-
beaktion ausgeschlossen. Die Redaktion
wünscht viel Glück! �

> Info

Die DSTG-Bundesleitung hat be-
schlossen, auch die Werbeaktion
2011 anzureizen. Nach Abschluss
der Aktion erhalten die zehn besten
Werber/-innen attraktive Bargeld-
preise.

> Der beste Werber erhält 
500 Euro in bar

> Der zweitbeste Werber erhält 
400 Euro in bar

> Der drittbeste Werber erhält 
300 Euro in bar

> Der viertbeste Werber erhält 
200 Euro in bar

> Die erfolgreichen Werber/-innen
vom fünften bis zum zehnten
Platz erhalten jeweils 100 Euro 
in bar

Mitglieder-
werbeaktion 2011
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In der Zeit vom 22. bis 24. Au-
gust 2011 trafen sich im dbb 
forum siebengebirge in Königs-
winter-Thomasberg 21 Vertrau-
enspersonen schwerbehinderter
Menschen aus den einzelnen
Bundesländern zu einem Semi-
nar und einem intensiven Erfah-
rungsaustausch. Das Seminar
wurde von der stellvertretenden
Bundesvorsitzenden Anne
Schauer geleitet und war von
Heinz Pütz vorbereitet worden.

Am ersten Seminartag berich-
tete Anne Schauer über Aktuel-
les aus der Arbeit der Bundes-
leitung. Dabei stand das Thema
„Die Verantwortung der Ge-
werkschaften für die Belange
schwerbehinderter Men-
schen/Unterstützung der Ver-
trauenspersonen schwerbehin-
derter Menschen durch die Ge-
werkschaften“ im Vordergrund.

Heinz Pütz berichtete als Vorsit-
zender der Arbeitsgruppe Be-
hindertenpolitik im dbb über
die Aufgaben und Schwerpunk-
te dieses Gremiums. Dabei ging
er insbesondere auf das Forum
aus Anlass „10 Jahre SGB IX“
ein, das der dbb im April dieses

Jahres in Berlin durchgeführt
hat. Von Seiten der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer wurden
die gute Organisation sowie die
vielen informatorischen Inhalte
positiv bewertet. Darüber hi -
naus ging er auf aktuelle The-
men für schwerbehinderte
Menschen und die künftige Ar-
beit der Arbeitsgruppe vertie-
fend ein.

Schwerpunktthema des zwei-
ten Tages war die „Gesprächs-
und Verhandlungsführung“. Die
Referentin Ute Michaelis brach-
te insbesondere die Punkte
„Was ist mir wichtig? Was ist
mein Gefühl? Was ist mein Be-
dürfnis? Was will ich errei-
chen?“ den Seminarteilnehme-
rinnen und -teilnehmern näher
und vertiefte ihre Fragestellun-
gen in Gruppenaufgaben. 

Am dritten Seminartag stand
das Thema „Prävention und Er-
kennung von Burnout“ im
Vordergrund. Hierzu referierte
Dr. Sven Hollmann aus dem Fi-
nanzministerium Nordrhein-
Westfalen. Sein Vortrag endete
mit einer gemeinsamen prakti-
schen Übung. �

Verantwortung für 
Schwerbehinderte 

ist DSTG wichtig 

> Die Seminarteilnehmer/-innen im dbb forum siebengebirge in 
Königswinter-Thomasberg mit Seminarleiterin Anne Schauer 
(12. v. l.) und dem Vorsitzenden der Arbeitsgruppe Behinderten-
politik im dbb, Heinz Pütz (5. v. r.).
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